
doch aus gutem Grunde diese Ausnahmen auf ganze 
bestimmte, gesetzlich festgelegte Fälle. In Abs. 1 Ziff. 3 
läßt das Gesetz die Verlesung eines Protokolls über die 
Vernehmung eines Zeugen im Ermittlungsverfahren in 
einem solchen Falle zu, in dem das Erscheinen des 
Zeugen in der Hauptverhandlung wegen des „damit ver­
bundenen Zeitverlustes unzweckmäßig“ ist. Es erweitert 
in dieser Vorschrift die im Interesse der Sache zweifel­
los gebotene Verlesung nach Ziff. 2. Angesichts der 
Bedeutung der unmittelbaren Vernehmung eines 
Zeugen vor dem Gericht und der Beurteilung des Be­
weiswertes durch das Gericht für die Feststellung der 
objektiven Wahrheit kann man es jedoch nicht als ge­
rechtfertigt ansehen, auf das Erscheinen des Zeugen nur 
aus Zweckmäßigkeitsgründen und wegen Zeitverlustes 
zu verzichten. Angesichts der staatsbürgerlichen Pflicht, 
als Zeuge vor dem Gericht zu erscheinen, zur Auf­
klärung der Sache und damit zur unbedingt richtigen 
Entscheidung über Schuld oder Nichtschuld beizutragen, 
kann man Zeitverlust und Zweckmäßigkeitserwägungen 
oder gar eine Unbequemlichkeit für den Zeugen nicht 
als billigenswerten Grund für ein Nichterscheinen gelten 
lassen. Das ist mit den Prinzipien der Erforschung der 
objektiven Wahrheit und der Unmittelbarkeit der Be­
weisaufnahme nicht vereinbar. Die Verwirklichung des 
Prinzips der sozialistischen Gesetzlichkeit ist eng ver­
bunden mit der Einhaltung des Prinzips der Erforschung 
der objektiven Wahrheit. Die richtige Anwendung des 
Gesetzes, die volle Wirkung der Schutz- und Erziehungs­
funktion des Rechts und des Gerichtsverfahrens kann 
nur dann erreicht werden, wenn der Sachverhalt und 
die Tatsachen in unbedingter Übereinstimmung mit der 
Wirklichkeit aufgedeckt und festgestellt werden. 
W a h r h e i t  u n d  G e s e t z l i c h k e i t  im Straf­
prozeß stellen eine E i n h e i t  dar. Für die Verwirk­
lichung dieser Prinzipien ist die Unmittelbarkeit und 
Mündlichkeit der Beweisaufnahme von besonderer 
Bedeutung.

Es wird ferner von Interesse sein, die Anwendung 
der §§ 206 und 209 StPO in der Praxis näher zu 
studieren und die Erfahrungen auszuwerten. So muß 
z. B. die Verlesung kollektiv im Betrieb ausgearbeiteter 
Charakteristiken des Angeklagten in Anwesenheit eines 
Vertreters dieses Kollektivs geschehen. Das entspricht 
den Grundsätzen der Unmittelbarkeit der Beweisauf­
nahme und der Verantwortlichkeit für den Inhalt der 
Charakteristik.
4. Die Anordnung des Ermittlungsverfahrens (§ 106 StPO)

Nach § 106 wird das Ermittlungsverfahren wegen 
eines bestimmten Verbechens durch eine besondere Ver­
fügung angeordnet. Die Bedeutung dieser Vorschrift be­
steht darin, daß mit ihr die prozessualen Rechte und 
Pflichten der Beteiligten entstehen, insbesondere für den 
Bürger, der als Beschuldigter zur Verantwortung ge­
zogen wird. Von der Anordnung der Eröffnung an be­
ginnt auch die Kontrolle durch die in § 107 be­
stimmten Bearbeitungsfristen.

Um die Fristenkontrolle voll wirksam werden zu 
lassen, muß sie sich auch auf solche Ermittlungsver­
fahren erstrecken, die möglicherweise in einem be­
stimmten Anfangsstadium noch ohne Kenntnis, wer 
der Täter ist, eingeleitet und geführt werden; Deshalb 
erfordert m. E. auch ein solches Verfahren „gegen 
Unbekannt“ eine Anordnungsverfügung gemäß § 106 
StPO. Die Zulässigkeit der Anordnung des Ermittlungs­

verfahrens bereits in diesem Stadium folgt m. E. aus 
der Fassung des § 106, der in Satz 1 noch nicht von 
einem bestimmten Beschuldigten spricht, jedoch in 
Satz 2 bestimmt, daß sofort nach der Ermittlung des 
Beschuldigten und bei Beginn seiner ersten Verneh­
mung ihm die Anordnung des Ermittlungsverfahrens 
gegen ihn zu eröffnen und dies im Protokoll zu ver­
merken ist. Das Protokoll muß daher eine genaue 
Konkretisierung der Anordnungsverfügung enthalten.

Es ist bekannt, daß die Kontrolle der Bearbeitungs­
fristen keine formale Kontrolle nur der Fristeinhaltung 
selbst sein darf, sondern daß sie stets auch eine inhalt­
liche Kontrolle der Ermittlungstätigkeit zum Gegen­
stand haben muß; denn das Prinzip der beschleunigten 
Aufklärung der Sache ist ein wesentlicher Bestandteil 
der Gesetzlichkeit.

Diese Betrachtungen zeigen, daß der § 106 StPO 
nicht formal gehandhabt werden darf, sondern wirklich 
eine begründete Formulierung der Beschuldigung ent­
halten muß. In dieser Beziehung genügt der Inhalt der 
Anordnungsverfügungen nicht immer den Erforder­
nissen, und es fehlt häufig eine konkrete Begründung 
der Beschuldigung, die § 106 Satz 1 StPO ausdrücklich 
vorschreibt. Zuweilen enthalten sie nur die gesetzlichen 
Merkmale des Tatbestandes wiedergebende abstrakte, 
kurze Angaben. Die Darstellung von Tat, Tatzeit und 
Tatort bedarf in diesem Stadium des Verfahrens natur­
gemäß noch nicht der Vollständigkeit und Ausführlich­
keit, wie später in der Anklageschrift und im Er­
öffnungsbeschluß. Sie muß aber jedenfalls in dem Um­
fang in der Beschuldigung formuliert werden, daß der 
bestehende Verdacht einer Straftat begründet wird 
(§ 106 Satz 1) und die in § 106 Satz 2 StPO vorge­
schriebene Bekanntmachung der Eröffnung gegenüber 
dem Beschuldigten diesen wirklich in die Lage ver­
setzt, zu einer konkreten Beschuldigung auch konkret 
Stellung zu nehmen und seine Behauptungen und Ent­
lastungsbeweise vorzubringen. Eine Verbesserung der 
Praxis zu § 106 StPO ist daher erforderlich. Hierbei 
sollte man m. E. auch prüfen, ob die Verwendung der 
bisherigen Vordrucke den gewachsenen Anforderungen 
noch entsprichts).
5. Das Beschwerderecht im Ermittlungsverfahren (§ 100)

Für die demokratischen Prinzipien unseres neuen 
Strafprozeßrechts sehr charakteristische Vorschriften 
sind die §§ 100, 101 StPO. Sie schufen gegenüber der 
StPO von 1877 eine Erweiterung der Rechte des Be­
schuldigten durch die Einführung eines besonderen Be­
schwerderechtes im Ermittlungsverfahren. Die Praxis 
zeigt, daß von diesem Beschwerderecht kaum Gebrauch 
gemacht wird. Das hat seine Ursache u. a. darin, daß 
die Bestimmung den Bürgern nicht genügend bekannt 
ist. Die Vorschrift kann ihren Zweck aber nur dann er­
füllen, wenn sie wirklich Leben gewinnt und von ihr zur 
Verbesserung der Arbeit Gebrauch gemacht wird. Es ist 
deshalb zu erwägen, in der Praxis dazu überzugehen, 
bei der Bekanntgabe der Anordnung des Ermittlungs­
verfahrens nach § 106 StPO den Beschuldigten über die 
prozessualen Rechte aus §§ 100, 101 StPO zu belehren. 
Eine Rechtsmittelbelehrung in diesem Stadium des Ver­
fahrens erscheint ebenso wünschenswert, wie sie be­
kanntlich im gerichtlichen Verfahren erforderlich ist 
(§ 229 Abs. 1 Ziff. 7 StPO).

2) vgl. hierzu auch die Gerichtskritik des Kammergerichts in 
NJ 1956 S. 419.
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Beschluß
In der Ermittlungssache 

gegen
den Redakteur Klaus Werner H a u p t ,  geb. am 
15. Mai 1930 in Berlin, wohnhaft in Berlin N 58, Schlie- 
mannstr. 23, Deutscher, ledig 
— wegen Staatsgefährdung —
wird die Beschwerde des Beschuldigten gegen den Be­
schluß des AG Dortmund vom 26. Mai 1956 auf seine 
Kosten verworfen.

G r ü n d e :
Durch den angefochtenen Beschluß ist gegen den 

Beschuldigten Untersuchungshaft verhängt worden. Er 
wird beschuldigt, zu Dortmund, Karlsruhe und an an­
deren Orten am 25. Mai 1956 und vorher in der Ab­
sicht, die Sicherheit der Bundesrepublik zu beeinträch­
tigen, Maßnahmen einer Vereinigung außerhalb des 
räumlichen Geltungsbereichs des Strafgesetzbuchs, 
nämlich solche des Zentralrates der FDJ, gefördert zu 
haben.

Vergehen nach § 10Q d Abs. 2 StGB
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